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Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung legt heute 
sein Jahresgutachten 2015/16 vor. Es trägt den Titel 

Zukunftsfähigkeit in den Mittelpunkt 

und hat drei Schwerpunktthemen: die Bewältigung der Flüchtlingsmigration, die Stärkung der 
Architektur der Europäischen Währungsunion und die Schaffung von Voraussetzungen für 
mehr Wachstum in Deutschland. „Zwar dürfte die gute wirtschaftliche Entwicklung im kom-
menden Jahr anhalten. Durch die Flüchtlingsmigration ist es jedoch noch wichtiger geworden, 
die Zukunftsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft durch geeignete Rahmenbedingungen zu 
gewährleisten,“ sagt Christoph M. Schmidt, Vorsitzender des Sachverständigenrates. 

Die konjunkturelle Erholung in Deutschland und im Euro-Raum hat sich fortgesetzt. Gedämpft 
wird die wirtschaftliche Entwicklung durch die Wachstumsschwäche in den Schwellenländern. 
Der Sachverständigenrat erwartet für Deutschland eine Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts 
von 1,7 % für das Jahr 2015 und 1,6 % für das Jahr 2016. Für den Euro-Raum werden Zuwachs-
raten des Bruttoinlandsprodukts von 1,6 % und 1,5 % für die Jahre 2015 beziehungsweise 2016 
prognostiziert.  

 

Die Flüchtlingsmigration macht deutlich, dass Deutschland sich nicht von globalen Problemen 
abkoppeln kann. Angesichts der guten Lage der öffentlichen Haushalte und der bestehenden 
Potenziale für eine effizienzsteigernde Wirtschaftspolitik dürften die bisher absehbaren Ausga-
ben verkraftbar sein. Der Sachverständigenrat erwartet direkte Ausgaben der öffentlichen Hand 
für die Flüchtlingsmigration von 5,9 bis 8,3 Mrd Euro im Jahr 2015 und 9,0 bis 14,3 Mrd Euro 
im Jahr 2016. 

Wirtschaftliche Eckdaten für Deutschland

Einheit 2013 2014 20151 20161

Bruttoinlandsprodukt2,3 % 0,3       1,6       1,7        1,6        

Bruttoinlandsprodukt je Einwohner2,3,4 % 0,0       1,1       1,3        1,1        

Leistungsbilanzsaldo5 % 6,4       7,4       8,4        8,3        

Erwerbstätige Tausend 42 328       42 703       43 021        43 333        

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte6 Tausend 29 713       30 197       30 803        31 257        

Registriert Arbeitslose6 Tausend 2 950       2 898       2 801        2 891        

Arbeitslosenquote6,7 % 6,9       6,7       6,4        6,6        

Verbraucherpreise3 % 1,5       0,9       0,3        1,2        

Finanzierungssaldo des Staates8
% –  0,1       0,3       0,7        0,2        

1 – Prognose des Sachverständigenrates.  2 – Preisbereinigt.  3 – Veränderung zum Vorjahr.  4 – Eigene Berechnungen.  5 – In Relation zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt.  6 – Quelle für die Jahre 2013 und 2014: BA.  7 – Registriert Arbeitslose in Relation zu allen zivilen Erwerbs-
personen.  8 – Gebietskörperschaften und Sozialversicherung in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen; in Relation zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt.



 

 

 

Eine erfolgreiche Integration von anerkannten Flüchtlingen erfordert erhebliche Bildungs- und 
Qualifikationsanstrengungen. Neben einer Beschleunigung der Asylverfahren sollten die Ein-
trittshürden in die Beschäftigung gesenkt werden. So sollten anerkannte arbeitsuchende Flücht-
linge als langzeitarbeitslos gelten. Von einer Erhöhung des Mindestlohns ist abzuraten. 

Ausgehend von seinem Sondergutachten zum Euro-Raum vom Juli 2015 legt der Sachverstän-
digenrat dar, wie durch die Einführung eines staatlichen Insolvenzmechanismus die Nicht-
Beistandsklausel gestärkt und durch die Entprivilegierung von Forderungen gegenüber Staaten 
der Verbund zwischen Staaten und Banken gelockert werden können. Weitere Konsolidierungs-
schritte und Strukturreformen der Mitgliedstaaten sind entscheidend für eine selbsttragende 
wirtschaftliche Erholung. Die Niedrigzinsphase birgt Risiken für die Finanzstabilität und höhlt 
mittelfristig die Geschäftsmodelle von Banken und Versicherungen aus. Die makroprudenzielle 
Politik allein kann dieses Problem nicht lösen. Die Europäische Zentralbank sollte daher die 
Ausweitung ihrer Bilanz verlangsamen oder sogar früher beenden als angekündigt. 

Zur Stärkung des Produktivitätswachstums müssen die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
wieder mehr in den Blick genommen werden. Es gibt erhebliche Spielräume für effizienzstei-
gernde wirtschaftspolitische Weichenstellungen vor allem in den Bereichen Arbeitsmarkt, Bil-
dung, Wettbewerb, Außenhandel, Energie und Steuern. 

 
 
 

*   *   * 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ist ein 
unabhängiges Gremium der wirtschaftswissenschaftlichen Politikberatung. Er besteht aus 
fünf Mitgliedern, Prof. Christoph M. Schmidt (Vorsitzender), Prof. Peter Bofinger, Prof. Lars 
P. Feld, Prof. Isabel Schnabel und Prof. Volker Wieland.  
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